
wandt wurde (vgl. OGZ Bd.l, S. 174 ff., 206 ff.; Bd.2, 
S. 43 ff. und S. 46 ff.). Aus diesen Entscheidungen geht 
eindeutig hervor, daß an die Verwirkung strenge An­
forderungen zu stellen sind. Unter Verwirkung versteht 
man den Verlust eines Anspruchs zufolge eines be­
stimmten Verhaltens des Gläubigers bereits vor Ablauf 
der gesetzlichen Verjährungsfrist, wenn sich die ver­
spätete Geltendmachung des Anspruchs als ein Ver­
stoß gegen Treu und Glauben darstellt. Rechtferti­
gungsgrund ist also in allen diesen Fällen die sich aus 
den Umständen ergebende Unzumutbarkeit der ver­
späteten Bewirkung der Leistung.

Das Oberste Gericht hat in den zitierten Entscheidun­
gen mehrfach darauf hingewiesen, daß ein bloßes 
Untätigbleiben des Gläubigers nicht zur Verwirkung 
führt. Für solche Fälle sind allein die Vorschriften der 
Verjährung anwendbar. Das bedeutet zugleich, daß 
u. a. auch eine gewisse Zeit verstrichen sein muß, ohne 
daß der Gläubiger seinen Anspruch geltend gemacht 
hat. Zwei bzw. drei Monate sind, dafür aber keinesfalls 
ausreichend. Eine andere Auslegung müßte in der 
Konsequenz dazu führen, daß jedes Versehen des 
Gläubigers, das eine Verzögerung bei der Geltend­
machung des Anspruchs zur Folge hat, zur Verwirkung 
seines Anspruchs führt. Deshalb kann im vorliegenden 
Falle von einer Verwirkung keine Rede sein.

Im Ergebnis ist also festzustellen, daß, wenn sich die 
Behauptungen der Klägerin als wahr erweisen, der 
Verklagte zur Zahlung zu verurteilen war. Andernfalls 
war die Klage mangels Rechtsgrundlage abzuweisen. 
In keinem Falle konnte also die Entscheidung auf die 
Verwirkung gestützt werden.

Gerhard L ä n g r i c h ,  Oberassistent 
am Institut für Zivilrecht der Deutschen Akademie 
für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

§§ 627 b, 935 ff. ZPO; § 10 Abs. 2 und 4 GKG.
Zur Streitwertfestsetzung bei einer einstweiligen Ver­

fügung auf Zahlung von Unterhalt.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Beschl. vom 28. April 

1955 — 3 T 84/55.
Durch Urteil des Stadtbezirksgerichts vom 24. August 1954 

ist der Antrag auf Erlaß der einstweiligen Verfügung, mit der 
die Antragstellerin vom Antragsgegner eine monatliche Unter­
haltsrente von 50 DM ab 15. Juli 1954 verlangte, zurückgewiesen 
worden. Mit Beschluß vom gleichen Tage ist der Streitwert für 
das verfahren auf 100 bis 200 DM festgesetzt worden.

Gegen diesen Beschluß wendet sich der Vertreter der Antrag­
stellerin mit seiner Beschwerde. Er führt aus, daß auch im 
einstweiligen Verfügungsverfahren, mit dem die Erfüllung 
einer gesetzlichen Unterhaltspflicht erstrebt wird, die Streit­
wertberechnung nach § 10 Abs. 2 GKG vorgenommen werden 
müsse. Er beantragt, den Streitwert auf 600 DM festzusetzen.

Der Vertreter des Antragsgegners beantragt, die Beschwerde 
zurückzuweisen, soweit die Erhöhung des Streitwerts auf mehr 
als 300 DM verlangt wird. Er trägt vor, daß bei Stellung des 
Antrages auf Erlaß der einstweiligen Verfügung die Parteien 
noch verheiratet waren und auch ein Eherechtsstreit nicht an­
hängig war. Für die Streitwertberechnung im einstweiligen 
Verfügungsverfahren sei nur der Unterhaltsbetrag von sechs 
Monaten zugrunde zu legen.

Die Beschwerde ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Vertreter der Antragstellerin ist dahin 'beizu­

stimmen, daß vorliegend der Streitwert nach § 10 Abs. 2 
GKG zu berechnen ist. Demnach ist dem Streitwert im 
Grundsatz der Jahresbetrag der Unterhaltsforderung 
zugrunde zu legen. Entgegen der Auffassung des Ver­
treters des Antragsgegners kann von dieser ausdrück­
lichen Vorschrift nicht abgewichen und etwa nach § 10 
Abs. 4 GKG verfahren werden. Diese Vorschrift regelt 
den Streitwert für die während des Ehescheidungsver­
fahrens ergehenden einstweiligen Anordnungen gern. 
§ 627 ZPO nach dem Dreimonatsbetrag des Unterhalts 
und für die Anordnungen gern. § 627 b ZPO nach dem 
Sechsmonatsbetrag, sie betrifft also einen anderen Fall. 
Auch die entsprechende Anwendung des § 10 Abs. 4 
GKG kann nicht erwogen werden, weil die ausdrück­
liche, mit ihr in Widerspruch stehende Vorschrift des 
§ 10 Abs. 2 GKG dem entgegensteht.

Auch für eine Ermittlung des Streitwertes nach 
freiem Ermessen, wie sie in § 3 ZPO vorgesehen ist, ist 
vorliegend kein Raum. Das folgt schon daraus, daß 
§ 10 Abs. 2 GKG die Möglichkeit eröffnet, den Streit­

wert nach dem Gesamtbetrag der geforderten Leistun­
gen zu berechnen, wenn dieser geringer ist als der 
Jahresbetrag. Daß vorliegend die geforderten Leistun­
gen geringer seien als der Jahresbetrag, dafür besteht 
kein Anhalt, denn die Antragstellerin hat zur' Begrün­
dung ihres Antrags auf Erlaß der einstweiligen Ver­
fügung vorgetragen, daß zwischen den Parteien seit 
dem 21. September 1953 ein Rechtsstreit schwebe, in 
dem sie von dem Antragsgegner Grundbuchberichtigung 
und Zahlung von monatlich 100 DM, sei es als Gewinn­
anteil an der Schneiderei oder als Unterhalt begehre, 
und dessen Ende noch nicht abzusehen sei. Es war da­
her keine hinreichende Sicherheit dafür gegeben, daß 
bei der Verkoppelung der Ansprüche der Hauptprozeß 
bei der 'bestehenden Berufungsmöglichkeit in weniger 
als einem Jahr entschieden werden würde.

'Der Beschwerde war deshalb, wie geschehen, stattzu­
geben. .

A n m e r k u n g :
Der vorstehende Beschluß des Stadtgerichts von 

Groß-Berlin behandelt ebenso wie der Beschluß des 
BG Leipzig vom 14. Februar 1955 (NJ 1955 S. 354) die 
Frage, wonach der Streitwert bei der Regelung des 
Unterhalts zwischen Ehegatten im Wege einstweiliger 
Verfügung zu berechnen ist. Während das BG Leipzig 
zu dem Ergebnis kommt, daß § 10 Abs. 4 Satz 2 GKG 
bei Erlaß einer einstweiligen Verfügung entsprechend 
anzuwenden und daher der 6fache Monatsbetrag maß­
gebend ist, kommt das Stadtgericht zu dem Ergebnis, 
daß gern. § 10 Abs. 2 GKG der Streitwert nach dem 
einjährigen Unterhalt zu bemessen ist. Im ersten Fall 
handelte es sich offenbar um eine einstweilige Ver­
fügung zwischen geschiedenen, im letzteren Fall um 
eine solche zwischen nicht geschiedenen Ehegatten. Die 
Gegenüberstellung beider Entscheidungen zeigt, daß die 
Begründung des BG Leipzig nicht überzeugt. Es wird 
aus ihr nicht ersichtlich, warum ein Unterschied im 
Streitwert bestehen soll, je nachdem, ob die einst­
weilige Verfügung zwischen verheirateten oder ge­
schiedenen Ehegatten erlassen wird. Nicht möglich ist 
aber, wie das Stadtgericht zutreffend entschieden hat, 
die Bestimmung des § 10 Abs. 4 Satz 2 GKG auch auf 
nicht geschiedene Ehegatten anzuwenden; denn § 627 b 
ZPO betrifft nur den Fall der Unterhaltsregelung nach 
rechtskräftiger Scheidung. Außerdem bleibt es dann 
auch unverständlich, warum bei der Regelung der 
Unterhaltsansprüche zwischen Ehegatten ein niedri­
gerer Streitwert maßgebend sein soll als bei der zwi­
schen Eltern und Kindern und in den sonstigen Fällen 
gesetzlicher Unterhaltspflicht.

Da hinsichtlich des Streitwertes eine unterschiedliche 
Behandlung weder zwischen Unterhaltsansprüchen Ver­
wandter und Ehegatten noch zwischen geschiedenen 
und verheirateten Ehegatten zu rechtfertigen ist, muß 
in allen Fällen § 10 Abs. 2 GKG Anwendung finden. 
Die von dem BG Leipzig angeführten Gegengründe 
vermögen die daraus entstehende unterschiedliche Be­
handlung nicht zu rechtfertigen. Daß sowohl bei der 
einstweiligen Verfügung als auch bei der einstweiligen 
Anordnung nach § 627 b ZPO eine Frist zur Erhebung 
der Hauptklage gesetzt werden kann und daß in beiden 
Fällen nach Ablauf der Frist die Entscheidung auf 
Antrag aufzuheben ist, ist keine Besonderheit der 
Regelung des Unterhalts zwischen Ehegatten. Wenn 
dieser Umstand maßgebend wäre, müßte § 10 Abs. 4 
Satz 2 GKG auf die einstweilige Verfügung hinsichtlich 
j e d e s  Unterhaltsanspruchs angewendet werden, was 
mit dem Gesetz nicht zu vereinbaren ist. Der Grund, 
warum in dem besonderen Fall des § 627 b ZPO ebenso 
wie in dem des § 627 ZPO ein niedrigerer Streitwert 
festgelegt wird, ist darin zu sehen, daß hier bereits ein 
vollständiges Ehescheidungsverfahren vorliegt, so daß 
das Tatsachen- und Beweismaterial dieses Prozesses 
weitgehend verwendet werden kann, während in einem 
Verfahren auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
dies nicht notwendig der Fall ist und daher in diesem 
Verfahren selbst die Sachverhaltsfeststellungen zu 
treffen sind.

Rechtsanwalt Dr. Erwin G r u n z ,  
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte 

von Groß-Berlin
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